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2Muß für Gruppen von Beschäftigten die tägliche 
Arbeitszeit (Satz 1 Nr. 1) nach Erfordernissen, die 
die Dienststelle nicht voraussehen kann, unregel­
mäßig und kurzfristig festgesetzt werden, so be­
schränkt sich die Mitbestimmung auf die Grundsät­
ze für die Aufstellung der Dienstpläne. 

Art. 75a 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen bei 

1. Einführung und Anwendung technischer Ein­
richtungen zur Überwachung des Verhaltens 
oder der Leistung der Beschäftigten, 

2. Einführung und Anwendung von automatisierten 
Verfahren zur 1?ersonalverwaltung. . 

(2) IDer Personalrat ist von der Erteilung von 
Aufträgen für Organisationsuntersuchungen, die 
Maßnahmen nach Absatz 1 vorausgehen, rechtzei­
tig und umfassend zu unterrichten. 2Das Ergebnis 
dieser Organisationsuntersuchungen ist mit ihm zu 
erörtern. 

Art. 76 

(1) I Der Personalrat wirkt mit in sozialen und 
persönlichen Angelegenheiten bei 

1. Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen ei­
ner Dienststelle für die innerdienstlichen sozia-, 
Ien oder persönlichen Angelegenheiten der Be­
schäftigten ihres Geschäftsbereichs; 

2. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und 
des Verhaltens der Beschäftigten; 

3. Erlaß von Disziplinarverfügungen und bei Einlei­
tung des förmlichen Disziplinarverfahrens gegen 
einen Beamten, wenn dem Disziplinarverfahren 
eine auf den gleichen Tatbestand gestützte Diszi­
plinarverfügung nicht vorausgegangen ist; 

4. Entlassu'ng von Beamten auf Probe oder auf Wi­
derruf, wenn sie die Entlassung nicht selbst bean­
tragt haben; 

5. vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand; 

6. allgemeinen Fragen der Fortbildung der Beschäf­
tigten; 

7. Aufstellung von Grundsätzen für die Auswahl 
von Teilnehmern an Fortbildungsveranstaltun­
gen. 

2Satz 1 Nr.2 gilt nicht für Polizei, Berufsfeuerwehr 
und Strafvollzug im Fall eines Notstands. 3In den 
Fällen von Satz 1 Nm. 3 bis 5 wird der Personalrat 
nur auf Antrag des Beschäftigten beteiligt; in die­
sen Fällen ist der Beschäftigte von der beabsichtig­
ten Maßnahme rechtzeitig vorher in Kenntnis zu 
setzen. 4Der Personalrat kann bei der Mitwirkung 
nach Satz 1 Nr. 3 Einwendungen auf die in Art. 75 
Abs.2 Nm. 1 und 2 bezeichneten Gründe stützen. 

(2) Der Personalrat wirkt rp.it bei 

1. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmetho­
den; 

2. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und 
zur Erleichterung des Arbeitsablaufs; 

3. Gestaltung der Arbeitsplätze; 

4. Auflösung, Verlegung und Zusammenlegung von 
Dienststellen oder wesentlichen Teilen von ih­
nen; 

5. Aufstellung von Grundsätzen für die Personalbe­
darfsberechnung. 

(3) IVor der Weiterleitung von Personalanforde­
rungen zum Haushaltsvoranschlag ist der Perso­
nalrat anzuhören. 2Gibt der Personalrat einer nach­
geordneten Dienst telle zu den Personalanforde­
rungen eine Stellungnahme ab, so ist diese mit 
den Personalanforderungen der übergeordneten 
Dienststelle vorzulegen. 3Das gilt entsprechend für 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von Diensträu­
men. 

Art. 77 
.(1) I Der Personalrat wirkt bei der ordentlichen 

Kündigung durch den Arbeitgeber mit. 2Der Perso­
nalrat kann gegen die. Kündigung Einwendungen 
nur erheben, wenn nach seiner Ansicht 

1. bei der Auswahl des zu kündigenden Arbeitneh­
. mers soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht 
ausreichend berücksichtigt worden sind, 

2. die Kündigung gegen eine Richtlinie im Sinn des 
Art. 75 Abs. 4 Satz 1 Nr.13 verstößt, 

3. der zu kündigende Arbeitnehmer an einem ande­
ren Arbeitsplatz in derselben Dienststelle oder in 
einer anderen Dienststelle desselben Verwal­
tungszweigs an demselben Dienstort einschließ­
lich seines Einzugsgebiets weiterbeschäftigt wer­
den kann, 

4. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach 
zumut9aren Umschulungs-oder Fortbildungs­
maßnahmen möglich ist oder . 

5. eine Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers un­
ter geänderten Vertragsbedingungen möglich ist 
und der Arbeitnehmer sein Einverständnis hier­
mit erklärt. 

3Wird dem Arbeitnehmer gekündigt, obwohl der 
Personalrat nach Satz 2 Einwendungen gegen die 
Kündigung erhoben hat, so ist dem Arbeitnehmer 
mit der Kündigung eine Abschrift der Stellungnah­
me des Personalrats zuzuleiten, es sei denn, daß die 
Stufenvertretung in der Verhandlung nach Art. 72 
Abs. 4 Satz 2 die Einwendungen nicht aufrechter­
halten hat. 

(2) I Hat der Arbeitnehmer im Fall des Absatzes 1 
Satz 3 nach dem Kündigungsschutzgesetz Klage 
auf Feststellung erhoben, daß das Arbeitsverhältnis 
durch die Kündigung nicht aufgelöst ist, so muß der 
Arbeitgeber auf Verlangen des Arbeitnehmers die­
sen nach Ablauf der Kündigungsfrist bis zum 
rechtskräftigen Abschluß des Rechtsstreits bei un­
veränderten Arbeitsbedingungen weiterbeschäfti­
gen. 2Auf Antrag des Arbeitgebers kann das Ar­
beitsgericht ihn durch einstweilige Verfügung von 
der Verpflichtung zur Weiterbeschäftigung nach 
Satz 1 entbinden,wenn 'i 

1. die Klage des Arbeitnehmers keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig er­
scheint oder 

2. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers zu 
einer unzumutbaren wirtschaftlichen Belastung 
des Arbeitgebers führen würde oder 

3. der Widerspruch eies Personalrats offensichtlich 
unbegründet war. 
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(3) IVor fristlosen Entlassungen, außerordentli­
chen Kündigungen und vor der Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses eines Arbeiters während der 
Probezeit ist der Personalrat anzuhören. 2Der 
Dienststellenleiter hat die beabsichtigte Maßnah­
me zu begründen. 3Hat der Personalrat Bedenken, 
so hat er sie unter Angabe der Gründe dem Dienst­
stellenleiter unverzüglich, spätestens innerhalb von 
drei Arbeitstagen, schriftlich mitzuteilen. 

(4) Eine Kündigung ist unwirksam, wenn der Per­
sonalrat nicht beteiligt worden ist. 

Art. 78 

(1) Art. 70a Abs. 2, Art. 75 Abs. 1, Art. 76 Abs. 1 
Satz 1 Nm. 3; 4 und 5 und Art. 77 gelten nicht für 

. a) die Beamten und Beamtenstellen der Besol­
dungsgruppe A 16 und höher sowie die Angestell­
ten in entsprechender Stellung; 

b) Lehrpersonen an Einrichtungen der Lehreraus­
bildung, der Fachlehrerausbildung und der Aus­
bildung Pädagogischer Assistenten; 

c) das nicht zu den habilitierten Personen zählende 
wissenschaftliche Personal an Forschungsstät­
ten, die keine wissenschaftlichen Hochschulen 
sind; 

d) durch Bühnendienstvertrag oder Gastspielver­
trag verpflichtete Mitglieder von Theatern sowie 
durch Sondervertrag verpflichtete Personen in 
leitender Stellung an Theatern; 

e) Leiter sowie Mitglieder von Orchestern mit Aus­
nahme der technischen Beschäftigten; 

f) sonstige Beschäftigte mit vorwiegend wissen­
schaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit sowie 
wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 
und Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Art. 2 
Abs.l Nm. 3 und 4 und Abs. 2 Nr. 4 BayHSchLG); 

g ) leitende Angestellte, wenn sie nach DienststeI­
lung und Dienstvertrag 

1. zur selbständigen Einstellung und Entlassung 
von in der Dienststelle oder in ihrer Abteilung 
beschäftigten Arbeitnehmern be rechtigt sind 
oder ' 

2. Generalvollmacht oder Prokura haben oder 

3. im wesentlichen eigenverantwortlich Aufga­
ben wahrnehmen, die ihnen regelmäßig wegen 
deren Bedeutung für den Bestand und die Ent­
wicklung der Dienststelle im Hinblick auf be­
sondere Erfahrungen und Kenntnisse übertra­
gen werden. 

(2) Art. 75 Abs. 1 und Art. 76 Abs. 1 Satz 1 Nm. 3, 4 
und 5 und Art. 77 gelten für die in Art. 14 Abs. 3 und 4 
bezeichneten Beschäftigten und für die Beamten 
auf Zeit mir, wenn sie es beantragen. 

(3) Von Einstellungen und vor Versetzungen und 
Kündigungen soll der Personalrat in den Fällen des . 
Absatzes 1 Buchst. d bis g eine Mi~teilung erhalten. 

Art. 79 

(1) Der Personalrat hat bei der Bekämpfung von 
Unfall- und Gesundheitsgefahren die für den Ar­
beitsschutz zuständigen Behörden, die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung und die übrigen in 

Betracht kommenden Stellen durch Anregung, Be­
ratung und Auskunft zu unterstützen und sich für 
die Durchführung der Vorschriften über den Ar­
beitsschutz und die Unfallverhütung in der Dienst­
stelle einzusetzen. 

(2) I Der Dienststellenle iter und die in Absatz 1 
genannten Stellen sind verpflichtet, bei allen im Zu­
sammenhang mit dem Arbeitsschutz oder der Un­
fallverhütung stehenden Besichtigungen und Fra­
gen und bei Unfalluntersuchungen den Personalrat 
oder die von ihm bestimmten Personalratsmitglie­
der derje nigen Dienststelle hinzuzuziehen, in der 
die Besichtigung oder Untersuchung stattfindet. 
2Der Dien~tstellenleiter hat dem Personalrat un­
verzüglich die den Arbeitsschutz und die Unfallver­
hütung betreffenden Auflagen und Anordnungen 
der in Absatz 1 genannten Stelle n mitzuteilen . 

(3) An den Besprechungen des Die nststellenlei­
ters mit den Sicherheitsbeauftragten oder dem Si­
cherheitsausschuß nach § 719 Abs. 4 der Re ichsver­
sicherungsordnung nehmen vom P e rsonalrat be­
auftragte Personalratsmitglieder teil. 

(4) Der Personalrat erhält die Niederschriften 
über Untersuchungen, Besichtigungen und Bespre­
chungen, zu denen er nach den Absätzen 2 und 3 
hinzuzuziehen ist. 

(5) Der Dienststellenleiter hat dem Personalrat 
eine Durchschrift der nach § 1552 der Reichsversi­
cherungsordnung vom Personalrat zu unterschrei­
benden Unfallanzeige oder des nach beamtenrecht­
lichen Vorschriften zu erstattenden Berichts auszu­
händigen. 

Vierter Abschnitt 

Beteiligung der Stufenvertretungen und 
des Gesamtpersonalrats 

Art. 80 

(1) In Angelegenheiten, in denen Jie Dienststelle 
zur Entscheidung befugt ist, ist der bei ihr gebi ldete 
Personalrat zu beteiligen. 

(2) I In Angelegenheiten, in denen die übergeord­
nete Die nststelle zur Entscheidung befugt ist, ist an 
Stelle des Personalrats die bei der zustänqigen 
Dienststelle gebildete Stufenvertretung zu beteili­
gen. 2Vor einem Beschluß in Angelegenheiten, die 
einzelne Beschäftigte oder Dienststellen betreffen, 
gibt die Stufenvertretung dem Personalrat Gele­
genheit zur Äußerung. :l ln diesem Fall verlängern 
sich die Fristen der Art. 70 und 72 um e ine Woche. 

(3) lAbsatz 2 gilt entsprechend für die Verteilung 
der Zuständigkeit zwischen Personalrat und Ge­
samtpersonalrat. 2Der Personalrat kann Angele­
genheiten, die in seiner Zuständigkeit liegen, allge­
mein oder im .Einzelfall de m Gesamtpersonalrat 
mit dessen Zustimmung übertragen. :ISind Angele­
genheiten dem Gesarntpersonalrat übertragen, so 
gibt dieser vor einem Beschluß dem Personalrat 
Gelegenhei t zur Äußerung. . .. <. 

(4) Iln Angelegenheiten,.in de nen e ine andere als 
die Körperschaft, der die Die nststelle angehört, zur 
Entscheidung berufen ist, ist der Personalrat der 
Die nststelle zu beteiligen, auf die oder deren Be­
schäftigte sich die Maßnahme erstreckt. 21st e in Ge­
samtpersonalrat gebildet,,so tritt dieser an die Stel­
le des Personalrats. 
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(5) Für die Befugnisse und Pflichten der Stufen­
vertretungen und des Gesamtpersonalrats gelten 
die Art. 67 bis 79 mit Ausnahme des Art. 67 Abs. 1 
Satz 1 entsprechend. 

(6) 1 Ist der bei der Dienststelle gebildete Perso­
nalrat oder Gesamtpersonalrat zeitweilig an der 
Wahrnehmung der Beteiligungsrechte gemäß Ab­
satz 1 verhindert, wird die bei der übergeordneten 
Dienststelle gebildete Stufenvertretung beteiligt. 
2Dies gilt auch in den Fällen des Art. 47 Abs. 2 und 3. 

(7) Ist eine Dienststelle neu errichtet und ist bei 
ihr ein Personalrat noch nicht gebildet worden, wird 
bis auf die Dauer von längstens sechs Monaten die 
bei der übergeordneten Dienststelle gebildete Stu­
fenvertretung beteiligt. . 

Sechster Teil 

Gerichtliche Entscheidungen 

Art. 81 

(1) Die Verwaltungsgerichte entscheiden außer in 
den Fällen der Art. 9 Abs. 4, Art. 25, 28 und 47 Abs. 2 
über . 

1. Wahlberechtigung und Wählbarkeit; 

2. Wahl, Amtszeit und Zusammensetzung der Per­
sonalvertretungen und der in den Art. 57 und 65 
genannten Vertreter; 

3. Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstel­
lung der Personalvertretungen und der in den 
Art. 57 und 65 genannten Vertreter; 

4. Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstverein­
barungen; 

5. Streitigkeiten nach Art. 71 Abs. 3 Satz 4. 

(2) 1 Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes 
über das Beschlußverfahren mit Ausnahme des § 89 
Abs. 1 und der §§ 92 bis 96a gelten entsprechend. 
2Die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs ist 
endgültig. 

Art. 82 

(1) lFür die nach diesem Gesetz zu treffenden 
Entscheidungen sind bei den Verwaltungsgerichten 
Fachkammern und beim Verwaltungsgerichtshof 
ein Fachsenat zu bilden. 2Die Zuständigkeit einer 
Fachkammer kann auf die Bezirke anderer Gerich­
te oder Teile von ihnen erstreckt werden. 

(2) lDie Fachkammer besteht aus einem Vorsit­
zende n und ehrenamtlichen Beisitzern, der Fach- . 
senat aus einem Vorsitzenden und richterlichen 
und ehrenamtlichen Beisitzern. 2Die ehrenamt­
lichen Beisitzer müssen Beschäftigte der in Art. 1 
genannten Körperschaften sein. 3Sie werden je zur 
Hälfte von 

1. den unter den Beschäftigten vertretenen Ge­
werkschaften und 

2. den Staatsministerien und den kommunalen 
. Spitzenverbänden 

vorgeschlagen und durch das Staatsministerium 
des Innern berufen. 4Für die Berufung und Stellung 
der Beisitzer und.ihre Heranziehung zu den Sitzun­
gen gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichts­
gesetzes über die ehrenamtlichen Richter bei den 
Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerichten ent­
sprechend. 

(3) 1 Die Fachkammer wird tätig in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden und je zwei nach Absatz 2 
Nrn. 1 und 2 berufenen Beisitzern. 2Unter den in 
Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Beisitzern muß sich je 
ein Beamter und ein Angestellter oder Arbeiter 
befinden. 

(4) Der Fachsenat wird tätig in der Besetzung mit 
einem Vorsitzenden, zwei richterlichen und je 
einem nach Absatz 2 Nrn. 1 und 2 berufenen Beisit­
zer, unter denen sich ein Beamter und ein Ange­
stellter oder Arbeiter befinden muß. 

. Siebter Teil 

Vorschriften für besondere Verwaltungs­
zweige und die Behandlung 

von Versct~lußsachen 

Erster Abschnitt 

Vorschriften für besondere Verwaltungszweige 
und für den Bayerischen Rundfunk 

Art. 83 

Für Beschäftigte des Bayerischen Rundfunks gilt 
dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen: 

L Beschäftigte des Bayerischen Rundfunks im 
Sinn dieses Gesetzes sind die durch Arbeitsver­
trag unbefristet oder auf Zeit festangestellten 
Mitarbeiter des Bayerischen Rundfunks ein­
schließlich der zu ihrer Berufsausbildung Be­
schäftigten. 

2. Die Dienststelle im Sinn dieses Gesetzes ist der 
Bayerische Rundfunk; Art. 6 Abs. 3 gilt entspre­
chend. 

3. Für den Bayerischen Rundfunk handelt der In­
tendant. 

4. Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am 
Wahltag 

a) seit mindestens zwölf Monaten dem Bayeri­
schen Rundfunk angehören, 

b) das Wahlrecht für den Deutschen Bundestag 
besitzen. 

Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und 
Rechte au.s öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
nicht besitzt. 

5. a) Art. 14 Abs. 2 gilt entsprechend. 

b) Nicht wählbar zum Personalrat sind der Inten­
dant, sein ständiger Vertreter, die Direktoren, 
die Studioleiter, der Leiter der Personalabtei­
lung und Beschäftigte, die zu selbständigen 
Entscheidungen in Personalangelegenheiten 
des Bayerischen Rundfunks befugt sind;: .. !'~ 

c) Nicht wählbar sind ferner auf Zeit angestellte 
Beschäftigte,;wenn ihre Amtszeit in der Perso­
nalvertretung über das Ende ihres Arb:eitsver­
hältnisses hiI;tausreichen würde. 

6. Die Einigungsstelle gemäß Art. 70 Abs. 5 wird 
beim Bayerischen Rundfunk errichtet. Kommt 
eine Einigung über die Person des Vorsitzenden 
nicht zustande, so bestimmt ihn der Präsident des 
Obersten Rechnungshofs. 
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7. Soweit es sich in den Fällen des Art. 75 Abs. 1 um 
Angelegenheiten von Redakteuren, ' Programm­
gestaltern, Leitern sowie Mitarbeitern von Or­
chestern mit Ausnahme der technischen Be­
schäftigten handelt, beschließt die Einigungsstel­
le, wenn sie sich nicht der Auffassung des Inten­
danten anschließt, eine Empfehlung an diesen; 
der Intendant entscheidet sodann endgültig. 

8. Art. 70a Abs. 2, Art. 75 Abs. 1, Art 76 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 3 bis 5 und Art. 77 gelten nicht für den Inten­
danten, die Direktoren, die Hauptabteilungsleiter 
und andere Beschäftigte, zu deren Einstellung 
der Verwaltungsrat gemäß der Satzung des Baye­
rischen Rundfunks seine Zustimmung zu erteilen 
hat. 

9. Von Einstellungen und vor Versetzungen und 
Kündigungen soll der Personalrat in den Fällen 
der Nummer 8 eine Mitteilung erhalten. 

Art. 84 

In Angelegenheiten, die sowohl Richter oder 
Staatsanwälte als auch andere Beschäftigte des Ge­
richts bzw. der Staatsanwaltschaft betreffen 
(gemeinsame Angelegenheiten im Sinn des Art. 17 
Abs.1 Nr.2 oder des Art. 47 des Bayerischen Rich­
tergesetzes), gilt Art. 34 mit folgender Maßgabe: 

1. Sind an einer Angelegenheit sowohl der Perso­
nalrat als auch der Richterrat (Staatsanwaltsrat) 
beteiligt, so teilt der Vorsitzende dem Richterrat 
(Staatsanwaltsrat) den entsprechenden Teil der 
Tagesordnung mit und gibt ihm Gelegenheit, Mit­
glieder in die Sitzung des Personalrats zu entsen­
den (Art. 32 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Richter­
gesetzes). 

2. Der Vorsitzende des Personalrats hat auf Antrag 
des Richterrats (des Staatsanwaltsrats) oder des 
aufsichtführenden Richters des Gerichts (des 
Leiters der Staatsanwaltschaft) eine Sitzung des 
Personalrats anzuberaumen und die gemeinsame 
Angelegenheit, deren Beratung beantragt ist, auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

Art. 85 

(1) Für die Beschäftigten der Bayerischen Bereit­
schaftspolizei gilt dieses Gesetz mit folgenden Ab­
weichungen: 

1. Personalvertretungen sind auch die Vertrauens­
männet det Beamten in A.usbi\dung und det nicbt 
zum Stammpersonal gehörenden Beamten der 
Einsatzstufen. . 

2. Nicht wählbar ist ein Beamter auch, wenn gegen 
ihn im letzten Jahr vor dem Tag der Wahl wegen 
eines Verstoßes gegen die Verhaltensgebote der 
Art. 62 Abs. 2 BayBG (Verfassungstreue), Art. 63 
Abs. 2 BayBG (Streikverbot) und Art. 64 Abs. 2 
Satz 2 BayBG (Gehorsamspflicht) eine Diszipli­
narmaßnahme verhängt worden ist, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren ausgesprochen 
werden kann. Die Mitgliedschaft im Personalrat 
erlischt außer in den Fällen des Art. 29, wenn ge­
gen den Beamten eine in Satz 1 bezeichnete Dis­
ziplinarmaßnahme verhängt wird. 

3. Vertreter der Arbeitgebervereinigung und Beauf­
tragte der Gewerkschaften nehmen an den Sit­
zungen des Personalrats und an den Personalver­
sammlungen der Bereitschaftspolizei nicht teil. 

4. In den Fällen des Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 (Ein­
stellung) und Art. 7() Abs. 2 Nr. 4 wird der Perso­
nalrat nicht beteiligt. Art. 75 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 gilt 
nicht bei Beamten. In den Fällen des Art. 75 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 10 tritt an Stelle der Mitbestimmung 
die Mitwirkung des Personalrats; dasselbe gilt in 
den Fällen des Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 
für die Beamten des höheren Dienstes. Art. 75 
Abs. 1 Satz 1 Nrn.6 und 7 gelten nicht für die Be­
amten in Ausbildung; nach Abschluß der Ausbil­
dung tritt für die Beamten auf Probe in diesen 
Fällen an Stelle der Mitbestimmung die Mitwir­
kung. 

5. Die Vorschriften über die Jugendvertretung gel­
ten nicht für die Polizeivollzugsbeamten. 

(2) Für die Stufenvertretungen gelten die Vor­
schriften des Absatzes 1 Nrn. 2 und 4, für den Be­
zirkspersonalrat außerdem die Nummer 3 entspre­
chend. 

(3) 1 Die Beamten in Ausbildung und die nicht zum 
Stammpersonal gehörenden Beamten der Einsatz­
stufen sind für die Personalvertretung nicht wähl­
bar; sie wählen in jeder Hundertschaft einen Ver­
trauensmann und zwei Stellvertreter. 2Für die 
Wahl, die Amtszeit und die Rechte und Pflichten des 
Vertrauensmannes gilt folgendes: 

1. a) Wahlberechtigt und wählbar in der jeweiligen 
Hundertschaft sind alle Beamten, die sich in 
Ausbildung befinden und der Hundertschaft 
angehören oder zu ihr abgeordnet sind und die 
nicht zum Stammpersonal gehörenden Beam­
ten der Einsatzstufen. 

b) Die Wahl des Vertrauensmannes und seiner 
Stellvertreter ist geheim und unmittelbar. Ge­
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgege­
benen gültigen Stimmen erhalten hat. Wird 
diese Mehrheit im ersten Wahlgang von kei­
nem Bewerber erreicht, so ist eine Stichwahl 
unter den beiden Bewerbern mit der höchsten 
Stimmenzahl vorzunehmen. Bei Stimmen­
gleichheit in der Stichwahl entscheidet das 
Los. 

c) Zur Wahl des Vertrauensmannes können die 
wahlberechtigten Beamten in Ausbildung 
Wahlvorschläge machen. Jeder Wahlvorschlag 
darf nur einen Bewerber enthalten und muß 
von mindestens zehn Wahlberechtigten unter­
zeichnet sein. Jeder Bewerber kann nur aui 
einem Wahlvorschlag benannt werden. 

d) Spätestens vier Wochen vor Ablauf der Amts­
zeit des Vertrauensmannes benennt der für die 
Hundertschaft zuständige Personalrat drei 
Wahlberechtigte als Wahlvorstand und einen 
von ihnen als Vorsitzenden. Dem Wahlvor­
stand obliegt die Durchführung der Wahl. 
Art. 24 Abs. 1 Sätze 1 und 2 sind entsprechend 
anzuwenden. 

2. a) Die Amtszeit des Vertrauensmannes beträgt 
ein Jahr. Für ihren Beginn gilt Art. 26 Abs. 1 
Satz 2 entsprechend. 

b) Das Amt.des Vertrauensmannes endet vor Ab­
lauf der Amtszeit durch Niederlegung des 
Amts, Beendigung des Dienstverhältnisses 
oder Versetzung und Abordnung von länger 
als drei Monaten. 
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c) Der Vertrauensmann ist neu zu wählen, wenn 
sein Amt vorzeitig endet und kein Stellvertre­
ter vorhanden ist oder wenn seit dem Tag der 
Wahl in der Hundertschaft mehr als die Hälfte 
der Beamten in Ausbildung gewechselt hat. 

3. a) Der Vertrauensmann nimmt Anregungen, An­
träge und Beschwerden der Beschäftigten in 
iimerdienstlichen Angelegenheiten und der 
Fürsorge entgegen und vertritt sie gegenüber 
dem Führer der Hundertschaft und dem Per­
sonalrat. Er soll zur vertrauensvollen Zusam­
menarl?eit zwischen dem Führer der Hundert­
schaft und den Beschäftigten innerhalb seiner 
Hundertschaft beitragen. Für den Vertrauens­
mann gelten die Bestimmungen der Art. 34 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3, Art. 39 Abs. 1 und 2, 
Art. 40 Abs. 1 und Art. 62 Satz 1 sinngemäß. 

b) Der Führer der Hundertschaft hat den Ver­
trauensmann mit Vorschlägen in Fragen des 
innerep Dienstbetriebs und der Fürsorge zu 
hören, soweit nicht die Angelegenheit über den 
Bereich hinausgeht, für den der Vertrauens­
mann gewählt ist. Er hat die Vorschläge sorg­
fältig zu prüfen und, soweit sie ihm geeignet 
erscheinen, zu berücksichtigen. 

c) Bei Beschlüssen des Personalrats, die die Per­
sonalangelegenheiten, die sozialen oder per­
sönlichen Angelegenhe iten der Beamten in 
Ausbildung und der nicht zum Stammpersonal 
gehörenden Beamten der Einsatzstufen be­
treffen, hat der jeweilige Vertrauensmann ein 
Stimmrec.ht. 

d) Der Vertrauensmann darf gegen seinen Willen 
nur versetzt oder abgeordnet werden, wenn es 
auch unter Berücksichtigung seines Amts aus 
wichtigen dienstlichen Gründen unvermeid­
bar ist. Für den Führer der Hundertschaft und 
den Vertrauensmann gelten im übrigen Art. 8, 
10,11,67,68,74,76 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 2 
sinngemäß. 

(4) 1 Die Mitglieder der Personalvertretungen 
sind, sofern sie nicht völlig von ihrer dienstlichen 
Tätigkeit freigestellt sind, von der Teilnahme an 
einem Einsatz und an einer Übung, die außer halb 
des Dienstorts durchgeführt wird, nicht befreit; 
während dieser Zeit ruh.en ihre Befugnisse. 2Kann 
eine Personalvertretung deshalb ihre Befugnisse 
nicht wahrnehmen, so ist der Lauf der Fristen nach 
Art. 70, 72 und 80 solange gehemmt. 3In diesem Fall 
dürfen Entscheidungen, an denen die Personalver­
tretung zu beteiligen ist, nur getroffen werden, 
wenn sie keinen Aufschub dulden. 

Art. 86 

Für das Landesamt für Verfassungsschutz gilt 
. dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen: 

1. Der Leiter des Landesamts für Verfassungs­
schutz kann nach Anhörung des Personalrats be- , 
stimmen, daß Beschäftigte, bei denen dies wegen 
ihrer dienstlichen Aufgaben dringend geboten ist, 
nicht an Personalversammlungen teilnehme~. 

2. Die Vorschriften über eine Beteiligung von Ver­
tretern oder Beauftragten der Gewerkschaften 
und Arbeitgebervereinigungen (Art. 20 Abs. I, 
Art. 34 Abs. 4 Satz 2, Art. 36, 39 Abs. I, Art. 52) sind 
nicht anzuwenden. 

3. Bei der Beteiligung der Stufenvertretung und der 
Einigungsstelle sind Angelegenheiten, die ledig­
lich Beschäftigte des Landesamts für Verfas­
sungsschutz betreffen, wie Verschlußsachen des 
Geheimhaltungsgrades "VS-vertraulich" zu be­
handeln (Art. 88), soweit nicht das Staatsministe­
rium des Innern etwas anderes bestimmt. 

Art. 86a 

Für die Personalvertretung der Staatsanwälte 
gelten die besonderen Vorschriften des Dritten Ab­
schnitts des Bayerischen Richtergesetzes; die Be­
stimmungen dieses Gesetzes finden nur Anwen­
dung, soweit im Bayerischen Richtergesetz darauf 
verwiesen wird. 

Art. 87 

Für Dienststellen im Ausland gilt dieses Gesetz 
mit foigenden Abweichungen: 

1. Orts kräfte sind nicht Beschäftigte im Sinn des 
Art. 4; 

2. für gerichtliche Entscheidungen nach Art. 81 ist 
das Verwaltungsgericht zuständig, in dessen Be­
zirk die oberste Dienstbehörde ihren Sitz hat. 

Zweiter Abschnitt 

Vorschriften für die Behandlung 
von Verschlußsachen 

Art. 88 

(1) ISoweit eine Angelegenheit, an der eine Perso­
nalvertretung zu beteiligen ist, als Verschlußsache 
mindestens des Geheimhaltungsgrades "VS-ver­
traulich" eingestuft ist, tritt an die Stelle der Perso­
nalvertretung ein Ausschuß. 2Dem Ausschuß gehört 
höchstens je ein in entsprechender Anwendung des 
Art. 32 Abs. 1 gewählter Vertreter der im Personal­
rat vertretenen Gruppen an. 3Die Mitglieder des 
Ausschusses müssen nach den dafür geltenden Be­
stimmungen ermächtigt sein, Kenntnis von Ver­
schlußsachen des in Betracht kommenden Geheim­
haltungsgrades zu erhalten. 4Personalvertretungen 
bei Dienststellen, die Behörden der Mittelstufe 
nachgeordnet sind, bilden keinen Ausschuß; an ihre 
Stelle tritt der Ausschuß des Bezirkspersonalrats. 

(2) Wird der zuständige Ausschuß nicht rechtzei­
tig gebildet, ist der Ausschuß der bei der Dienststel­
le bestehenden Stufenvertretung oder, wenn dieser 
nicht rechtzeitig gebildet wird, der Ausschuß der bei 
der obersten Dienstbehörde bestehenden Stufen­
vertretung zu beteiligen. 

(3) Die Einigungsstelle (Art. 71) besteht in den in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Fällen aus je einem 
Beisitzer, der von der oberst~n Dienstbehörde und 
der bei ihr bestehenden zuständigen Persoriahrer­
tretung bestellt wird, und einem unparteiischen 
Vorsitzenden, die nach den dafür geltenden Bestim­
mungen ermächtigt sind, von Verschlußsachen des 
in Betracht · kommenden Geheimhaltungsgrades 
Kenntnis zu erhalten. 

(4) IDie Art. 40, 80 Abs. 2 Sätze 2 und 3 und die 
Vorschriften über die Beteiligung der Gewerk­
schaften und Arbeitgebervereinigungen in den 
Art. 34 Abs. 4 Satz 2 und Art. 36 sind nicht anzuwen-



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/1986 371 

den. 2Angelegenheiten, die als Verschlußsachen 
mindestens des Geheimhaltungsgrades "VS-ver­
traulich" eingestuft sind, werden in der Personal­
versammlung nicht behandelt. 

(5) lDie oberste Dienstbehörde kann anordnen, 
daß in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 dem Aus­
schuß und der Einigungsstelle Unterlagen nicht 
vorgelegt und Auskünfte nicht erteilt werden dür­
fen, soweit dies zur Vermeidung von Nachteilen für 
das Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder oder auf Grund internationaler 
Verpflichtungen ' geboten ist. 21m Verfahren nach 
Art. 81 sind die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Anordnung glaubhaft zu macl'\en. 

Achter Teil 

Strafvorschriften 

Art. 89 

(gegenstandslos) 

Neunter Teil 
Ergänzende Vorschriften 

Art. 90 

(1) Die Staatsregierung erläßt die zur Durchfüh­
rung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. 

(2) Zur Regelung der in de n Art. 12 bis 24, 53, 55 bis 
59, 64 bis 66 und 85 Abs. 3 bezeichneten Wahlen er­
läßt die Staatsregierung binnen zwei Monaten nach 
1nkrafttreten dieses Gesetzes durch Rechtsverord­
nung Vorschriften über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Auf­
stellung der Wählerlisten und die Errechnung 
der Vertreterzahl, 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerli­
sten und die Erhebung von Einsprüchen, 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Einrei­
chung, 

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für seine 
Bekanntmachung, 

e) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fri­
sten für seine Bekanntmachung, 

g) die Aufbewahrung der Wahlakten. 

Art. 91 

lDie Staatsministerien und der Oberste Rech­
nungshof werden ermächtigt, für ihren Geschäfts­
bereich im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
riuII), der Finanzen durch Verordnung Vorschriften 
zu erlassen, die die Personalvertretung für den Fall 
sicherstellen oder erleichtern, daß Gemeinden, Ge­
meindeverbände und sonstige Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts oder 

Dienststellen umgebildet oder neu gebildet werden. 
2Dabei können insbesondere Bestimmungen ge­
troffen werden über 

a) die vorübergehende Fortführung der Geschäfte 
durch die bisherigen Personalräte, 

b) die vorübergehende Wahrnehmung der Aufga­
ben neu zu wählender Personalräte durch die 
bisherigen oder deren Vorstände, 

c) die Mitgliedschaft in Personalräten, wenn der 
Gewählte in Vollzug der Umbildung bei e iner an­
deren Dienststelle verwendet wird, 

d) besondere Beteiligungsrechte der Personalver­
tretungen an den durch die Umbildung veranlaß­
ten personellen Maßnahm.e n, 

e) die Dauer der Wahlpe riode und die Verlängerung 
der Amtszeit der Personalräte, 

f) die Voraussetzungen und den Zeitpunkt für die 
Neuwahl der Personalräte, 

g) die Bestellung der Wahlvorstände für Neuwah­
len. 

Art. 92 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Reli­
gionsgemeinschaften und ihre karitativen und er­
zieherische'n Einrichtungen ohne Rücksicht auf ih­
re Rechtsform; ihnen bleibt die selbständige Ord­
nung eines Personalvertretungsrechts überlassen. 

Zehnter Teil 

Schlußvorschriften 

Art. 93 

(aufgehoben) 

Art. 94 

(aufge ho ben) 

Art. 95 

Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften 
verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet 
werden, die durch dieses Gesetz aufgehoben oder 
geändert werden, treten an ihre Stelle die entspre­
chenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

Art. 96 

(aufgehoben) 

Art. 97 

1 Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. Mai 
1974 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 29. April 1974 (GVBI S. 157). Der Zeit­
punkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt s ich 
aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 
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